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Stellungnahme der Intendantin und des Vorsitzenden des 
Rundfunkrats des WDR zur Anhörung des Ausschusses für Kultur und 

Medien zum Antrag der Fraktion der FDP „Qualitätsjournalismus 
schafft nicht nur einen hohen Wert, sondern hat auch seinen Preis – 

Urheberrechtsschutz auch in der digitalen Welt leistungsgerecht 
sichern und weiterentwickeln“ (Drucksache 18/16209) 

 

Der WDR und die gesamte ARD teilen die zentrale Ausgangsannahme des Antrags, dass 

Qualitätsjournalismus, der sich durch redaktionelle Unabhängigkeit und publizistische 

Verantwortung auszeichnet, einen hohen gesellschaftlichen und demokratischen Wert besitzt. 

Dabei sind klare rechtliche und wirtschaftliche Voraussetzungen essentiell für das Angebot von 

Qualitätsjournalismus. Professioneller Journalismus und die duale Medienordnung sind auf 

verlässliche Rahmenbedingungen angewiesen, die gleichermaßen Sichtbarkeit und nachhaltige 

Finanzierung sicherstellen. Dies gilt verstärkt unter den Bedingungen der digitalen 

Transformation und des zunehmenden Einsatzes Künstlicher Intelligenz.  

Damit Qualitätsjournalismus und Medienvielfalt auch in der Zukunft erhalten bleiben, ist aus 

Sicht des WDR und der ARD allerdings nicht nur das Urheberrecht in den Blick zu nehmen, 

sondern in gleichem Maße das Medienrecht. Medienrecht und Urheberrecht müssen als 

komplementäre Instrumente die Grundlage für die Absicherung der berechtigten inhaltlichen und 

finanziellen Interessen publizistischer Medienanbieter gegenüber Medienplattformen, 

Benutzeroberflächen und nun auch gegenüber Anbietern von „KI-Antwortmaschinen“ schaffen. 

Dabei sehen der WDR und die gesamte ARD in beiden Rechtsbereichen regulatorischen 

Handlungsbedarf.  

Da die Entwicklungen beide Teile des dualen Mediensystems betreffen, steht die ARD im engen 

Austausch mit den privaten Anbietern von Qualitätsmedien, um gemeinsame Positionen und 

Vorschläge zu entwickeln, um auch im KI-Zeitalter eine lebendige und plurale Medienlandschaft 

zu erhalten, die essentiell für das Funktionieren einer demokratischen Gesellschaft ist. 

So hat der WDR das Gespräch mit den Presseverlagen in NRW gesucht und gemeinsam mit 

dem DZV.NRW ein Projekt unter dem Titel “Duales Mediensystem der Zukunft“ aufgesetzt. Ziel 

ist eine gemeinsame Stärkung des dualen Systems und das Ausloten von 

Kooperationspotenzialen von privatwirtschaftlichen Verlagen in NRW und dem WDR. 

Gegenstand der gemeinsamen Haltung in Bezug auf die Stärkung des dualen Systems ist unter 

anderem der in dem beigefügten Eckpunktepapier von ARD, BDZV, MVFP, VAUNET und 

ZDF beschriebene Regulierungsbedarf bei KI-Antwortmaschinen. 

 

1. Bedeutung von Qualitätsjournalismus und Veränderung durch Digitalisierung und KI 

Qualitätsjournalismus ist eine tragende Säule der demokratischen Öffentlichkeit. Er ermöglicht 

informierte Meinungsbildung, fördert Transparenz staatlichen und gesellschaftlichen Handelns, 

trägt wesentlich zur Vielfalt des öffentlichen Diskurses bei und leistet einen wichtigen Beitrag zur 
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digitalen Transformation der Gesellschaft. Als eine Säule des dualen Systems kommt dem 

öffentlich-rechtlichen Rundfunk dabei eine wichtige Rolle zu.   

Der Antrag beschreibt zutreffend, dass sich die Rahmenbedingungen journalistischer Arbeit 

durch Digitalisierung und KI grundlegend verändern. Große BigTech-Plattformen nehmen seit 

längerem eine zentrale Rolle bei der Aggregation und Präsentation von Medienhalten ein. Sie 

entscheiden maßgeblich darüber, zu welchen Informationen und Nachrichten die Menschen 

Zugang haben, was sie sehen, finden und nutzen. Die Entwicklung generativer KI verstärkt diese 

Entwicklung, indem journalistische Inhalte zunehmend zum Rohstoff für eigene Antwortsysteme 

von KI-Anbietern werden. 

So werden journalistische Inhalte zum Training und Finetuning von großen KI-Sprachmodellen 

(Large Language Modells) genutzt. Das Angebot von sprachbasierten KI-Assistenten wie AI 

Overviews oder KI-Chatbots („KI-Antwortmaschinen“) basiert aber nicht allein auf trainierten 

Sprachmodellen. Die Anbieter werten hierfür ergänzend journalistische Inhalte mittels Live-

Abfrage aus – gezielt, aktuell und automatisiert werden aus journalistischen Inhalten 

Informationen entnommen und für die eigenen Antwortprodukte weiterverwendet. KI-Plattformen 

werden so in die Lage versetzt, unmittelbare medienähnliche Substitutsprodukte anzubieten, 

ohne selbst in Nachrichten und andere journalistische Informationsinhalte investieren zu 

müssen. Diese Nutzung gefährdet Sichtbarkeit, Reichweite und Refinanzierung journalistischer 

Angebote, aus denen sie sich speist.  

Die Wertschöpfung verschiebt sich damit in erheblichem Umfang zu global agierenden Akteuren, 

während publizistische Medienanbieter mit Reichweiten- und Sichtbarkeitsverlusten konfrontiert 

sind, weil die Nutzenden nicht mehr auf die originären journalistischen Angebote zugreifen. 

Damit entziehen diese Angebote publizistischen Medienanbietern zunehmend Sichtbarkeit und 

ökonomische Grundlage. Hiermit einher gehen Risiken für die Medienvielfalt, Glaubwürdigkeit, 

Auffindbarkeit und Sichtbarkeit der publizistischen Medienangebote und für den politischen 

Diskurs insgesamt.  

Diese Entwicklung betrifft nicht nur die in der Vorlage in den Vordergrund gestellten privaten 

Presseverlage, sondern auch den öffentlich-rechtlichen Rundfunk, dessen Nachrichten und 

sonstigen journalistischen Informationsinhalte entsprechend ausgewertet werden.  

 

2. Urheberrechtlicher Regulierungsbedarf 

Die Erstellung von Nachrichten und sonstigen journalistischen Informationsinhalten erfordert 

erhebliche Investitionen der publizistischen Medienanbieter in Recherche und redaktionelle 

Einordnung. Zur Sicherung journalistischer Wertschöpfung hält der WDR eine klare und 

eindeutige urheberrechtliche Rechtsposition von Rundfunkanstalten und Verlagen als 

publizistische Medienanbieter in Bezug auf die Auswertung ihrer Inhalte für das Angebot von „KI-

Antwortmaschinen“ für erforderlich. Eine solche klare Position besteht aktuell nicht. Abgeleitete 

Urheberrechte an Sprachwerken, die journalistischen Texten, Audios und Videos zugrunde 

liegen, sind kein geeignetes Instrument, um dem Phänomen der KI-Antwortmaschinen zu 

begegnen. Der urheberrechtliche Werkschutz schützt nicht die Information als solche, um die es 

bei den „KI-Antwortmaschinen“ aber gerade geht.  

Es bedarf aus Sicht des WDR auf europäischer Ebene der Schaffung eines eigenen 

publizistischen Leistungsschutzrechts der Medienanbieter in Bezug auf die Entnahme von 

Informationen aus journalistischen Medieninhalten und deren Weiterverwendung durch „KI-
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Antwortmaschinen“. Diese liefern direkte Substitutsprodukte für die Medieninhalte, aus denen sie 

sich speisen.    

Ein derartiges Leistungsschutzrecht ist kein bloßes Marktinstrument. Es schützt den 

wirtschaftlichen Wert der erbrachten Investitionsleistung der publizistischen Medienanbieter und 

ist damit zentrale Voraussetzung für die Existenz und Fortentwicklung professioneller 

journalistischer Medienangebote. Eine gesicherte Rechtsposition der publizistischen 

Medienanbieter ermöglicht nicht nur die Steuerung der Nutzung ihrer Inhalte in solchen 

Systemen; sie ist vor allem unerlässliche Grundlage für eine Vergütung der Nutzung ihrer 

Investitionsleistung durch die Anbieter von „KI-Antwortmaschinen“. Sie stabilisiert das 

Mediensystem insgesamt und dient damit auch dem Erhalt der Grundlage für die Beauftragung 

von Journalistinnen und Journalisten. Ein solches Leistungsschutzrecht sollte unbedingt 

unabhängig von der Form der Veröffentlichung als Text, Video oder Audio geschaffen werden, 

sondern an die publizistische Leistung als solche anknüpfen. Auch wenn heute überwiegend 

noch Textangebote für Live-Suchen verwendet werden, ist aufgrund der rasanten technischen 

Entwicklung absehbar, dass „KI-Antwortmaschinen“ künftig die für sie nötigen Informationen 

ebenso leicht aus Audio- oder Videoinhalten herausziehen können. Die Form der 

Veröffentlichung wird keine Rolle mehr spielen. Auch insoweit sind Verlage und öffentliche und 

private Rundfunkveranstalter gleichermaßen betroffen.  

 

3. Medienrechtlicher Regulierungsbedarf 

Urheberrechtliche Instrumente allein reichen aber nicht aus, um dem Phänomen der „KI-

Antwortmaschinen“ zu begegnen. Insofern gibt es auch in der Zuständigkeit der Länder die 

Möglichkeit und Notwendigkeit für gesetzgeberische Gestaltung. „KI-Antwortmaschinen“ haben 

sich mittlerweile –  auch durch die urheberrechtlichen Unklarheiten begünstigt – etabliert, sie 

lösen die traditionelle Suche mehr und mehr ab. Ihnen kommt auch aufgrund ihrer 

Substitutionswirkung eine zunehmende Gatekeeper-Funktion zu. Nutzende, die auf der 

schnellen Suche nach Nachrichten und Informationen sind, konsultieren zunehmend „KI-

Antwortmaschinen“, anstatt auf die Medienangebote, aus denen sie sich speisen, zuzugreifen. 

Dies gilt insbesondere für die jüngere Generation. „KI-Antwortmaschinen“ haben das Potenzial, 

Medien insgesamt zu ersetzen. Gleichzeitig setzt das Geschäftsmodell aber voraus, dass 

publizistische Leistungen von anderen erbracht werden, da die Betreiber von Antwortmaschinen 

selbst keine publizistischen Leistungen erbringen. Insoweit deutet sich ein Marktversagen an, 

das perspektivisch dazu führen kann, dass publizistische Leistungen nicht mehr in einer Art und 

Weise erbracht werden können, die für eine funktionierende demokratische Öffentlichkeit 

unerlässlich ist.   

Für die Medienanbieter ist es essentiell, in den „KI-Antwortmaschinen“ sichtbar zu sein:  

Werden journalistische Inhalte für Antworten genutzt, muss der Medienanbieter als Absender 

erkennbar sein und die entsprechende konkrete Quelle verlinkt werden. Dies eröffnet den 

Medienanbietern die Chance auf direkten Kontakt zu den Nutzenden und eigene Reichweite. 

Gleichzeitig haben die Nutzenden die Möglichkeit, die KI-Antwort anhand der Quellen überprüfen 

zu können. Trotz aller Entwicklungen weisen Antwortmaschinen immer noch und auf absehbare 

Zeit eine erhebliche Fehlerquote auf.   

Um die Ausgewogenheit von KI-generierten Inhalten und die Medienvielfalt zu erhalten, ist es 

gleichermaßen wichtig, dass sich die „KI-Antwortmaschinen“ nicht nur aus einer Quelle speisen, 

sondern dass publizistische Medienanbieter grundsätzlich Zugang zu den Systemen erhalten 
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und deren Inhalte privilegiert und diskriminierungsfrei bei der Generierung der Antworten genutzt 

werden. Auch aus der Perspektive der Nutzenden ist es in Zeiten massenhafter 

Überschwemmung des Internets mit Deepfakes und Propaganda zur Reduzierung von 

Halluzinationen und Fehlern von KI wichtig, dass vertrauenswürdige, redaktionell geprüfte und 

verantwortete Inhalte Quellen der Antworten sind. 

Im Interesse des Erhalts von Qualitätsjournalismus sollten schließlich eigenständig recherchierte 

und redaktionell verantwortete Inhalte mindestens gleichberechtigt neben ausschließlich KI-

generierten Inhalten dargestellt und damit sichtbar gemacht werden.  

Die geplante Weiterentwicklung des zweiten Teils des geplanten Digitalen Medien-

Staatsvertrags wie auch die anstehende Revision der AVMD-Richtlinie und anderen 

europäischen Rechtsinstrumenten wie z.B. des DMA sollten genutzt werden, um dringend 

erforderliche medienrechtliche Regeln zur Sicherstellung von Verfügbarkeit, Auffindbarkeit, 

Absenderkennung und diskriminierungsfreien Zugang zugunsten publizistischer Medienanbieter 

gegenüber Big-Tech-Plattformen, aber auch gegenüber den neuen KI-Plattformen einzuführen. 

 

4. Schlussbemerkung 

Qualitätsjournalismus ist eine unverzichtbare Grundlage demokratischer Öffentlichkeit. Sein 

Schutz und seine nachhaltige Finanzierung sind zentrale Voraussetzung für Meinungsvielfalt, 

Vertrauen und gesellschaftlichen Zusammenhalt. Medienrecht und Urheberrecht müssen hierfür 

kohärent zusammengedacht und weiterentwickelt werden. Da es sich um einen sich dynamisch 

verändernden Bereich handelt, ist frühe Regulierung wichtig, bevor sich neue Monopole 

verfestigen und Schäden bei Anbietern klassischer Qualitätsmedien nicht mehr reversibel sind. 

Gleichzeitig müssen die Regelungen aber so flexibel sein, dass sie auch bei neuen 

Entwicklungen greifen. Es gilt, Raum für Innovation zu lassen, aber gleichzeitig den Wert 

professioneller journalistischer Inhalte auch im digitalen und KI-geprägten Umfeld wirksam zu 

erhalten.  

 

Köln, 28.04.2026 

 

Dr. Katrin Vernau    Rolf Zurbrüggen 

Intendantin     Vorsitzender des Rundfunkrats 
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21. April 2026 

Presse und Rundfunk fordern faire Rahmenbedingungen  
für eine vielfältige Informations- und Medienlandschaft  
im Zeitalter künstlicher Intelligenz 
 

Gemeinsame Eckpunkte von ARD, BDZV, MVFP, VAUNET und ZDF für einen 
medienregulatorischen Rahmen im Umgang mit KI  

Deutschland verfügt über eine der vielfältigsten Medienlandschaften der Welt. Mit 
breitgefächerten Inhalten und Angeboten schaffen redaktionell tätige Medien Orientierung, 
ermöglichen faktenbasierte Debatten und stärken die demokratische Meinungsbildung. Wir 
investieren täglich in Qualität und Innovation und leisten einen zentralen Beitrag zur digitalen 
Transformation der Gesellschaft. 

Dieses Engagement und der Medienstandort Deutschland werden jedoch aufgrund 
ungenügender Rahmenbedingungen für die Zukunft der Digitalmärkte und großer Schutzlücken 
für Investitionen in digitale redaktionelle Dienstleistungen und Produkte in Frage gestellt.  

Aufgrund unzureichender Regulierung und Defiziten bei der Durchsetzung geltenden Rechts 
wachsen im ohnehin dysfunktionalen digitalen Markt globale Big-Tech-Plattformen zu KI-
Gatekeepern. Sie können die mit hohen Investitionen erarbeiteten Inhalte redaktioneller Medien 
ausbeuten und diese in eigenen KI-Informationsangeboten präsentieren ohne selbst in 
Recherche, Informationsbeschaffung und journalistisch-redaktionelle Inhalte zu investieren. So 
entstehen Verschiebungen bei Aufmerksamkeit und Wertschöpfung, die demokratie-, 
wirtschafts- und medienpolitisch nicht hinnehmbar sind. Medien drohen zu reinen Daten- und 
Inputlieferanten für KI-Systeme zu werden und journalistische Inhalte durch KI-generierte 
Zusammenfassungen ersetzt zu werden.  

Damit Medienunternehmen auch künftig eine vielfältige und demokratische Öffentlichkeit 
sichern können, braucht es faire Rahmenbedingungen. Medien-, wettbewerbs- und 
urheberrechtliche Regelungen müssen sich hierbei ergänzen. Insbesondere sehen wir 
Handlungsbedarf in folgenden Bereichen: 

1. Urheberrecht: Stärkung des Verfügungsrechts publizistischer 
Medienanbieter über redaktionelle Inhalte und Sicherstellung fairer 
Vergütung bei der Nutzung durch Dritte im KI-Bereich 

Redaktionelle Inhalte sind das Ergebnis erheblicher personeller und wirtschaftlicher 
Investitionen und Leistungen publizistischer Medienanbieter. Diese müssen daher die 
volle Kontrolle über die Nutzung ihrer Inhalte durch KI-Anbieter und -Plattformen 
behalten. Dies gilt insbesondere für die Verwendung redaktioneller Inhalte zum Training, 
zur Inferenz oder zur erweiterten Generierung durch Systeme generativer KI und für die 
Entwicklung KI-basierter Konkurrenzangebote zu Medienanbietern. KI-Plattformen greifen  
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auf journalistische Inhalte zu und nutzen diese zur Erstellung eigener 
Informationsangebote. Hierdurch entsteht ein neuer KI-Informationsmarkt, der die 
Medienquellen, aus denen er sich speist, substituiert. Gleichzeitig droht dadurch ein 
erheblicher Abfluss von Aufmerksamkeit und Erlösen aus dem journalistischen 
Ökosystem.  

Die Entscheidung über die Nutzung journalistischer Inhalte durch KI-Anbieter und 
Plattformen muss der Hoheit der publizistischen Medienanbieter unterliegen. Es bedarf 
darüber hinaus klarer in Deutschland durchsetzbarer Rechte, die KI-Plattformen, die auf 
journalistische Inhalte zugreifen oder diese wirtschaftlich verwerten, zu einer 
angemessenen Vergütung der Medienanbieter verpflichten. Dies setzt die Offenlegung der 
Nutzung und Verwendung der journalistisch-redaktionellen Inhalte voraus.  

2. Medienrecht: Konsequente Absicherung der Medienvielfalt gegen die 
Marktmacht digitaler KI-Gatekeeper  

Große Big-Tech-Plattformen und KI-Gatekeeper nehmen seit längerem eine zunehmend 
zentrale Rolle bei der Aggregation und Präsentation von Medieninhalten ein. Sie 
entscheiden maßgeblich darüber, zu welchen Informationen und Nachrichten die 
Menschen Zugang haben, was sie sehen, finden und nutzen. Der Einsatz generativer KI 
verstärkt diese Entwicklung, so dass auch hier Regeln zur Sicherstellung von Zugang, 
„prominence“ (herausgehobene Stellung), Absenderkennung, Diskriminierungsfreiheit 
und Finanzierung zugunsten publizistischer Medien nötig sind. Solche medienrechtlich 
abzusichernden Leitplanken für den Erhalt von Meinungs- und Informationsvielfalt sind 
zugleich die Voraussetzung dafür, dass journalistische Inhalte in ihrer Vielfalt in KI-
generierten Antworten präsent bleiben und so für die Rechtinhaber überhaupt verwertbar 
werden.  

Das Europäische Parlament hat am 10. März 2026 mit großer Mehrheit in einer Entschließung den 
„Bericht über das Urheberrecht und generative künstliche Intelligenz – Chancen und 
Herausforderungen“ angenommen und in diesem ein klares politisches Signal für einen besseren 
Schutz von Medien gegenüber KI gesetzt. Wir, ARD, BDZV, MVFP, VAUNET und ZDF, begrüßen, dass 
der Bericht die hier genannten Forderungen widerspiegelt und diese vom Parlament an die EU-
Kommission als Handlungsaufforderung adressiert. Wir fordern die Bundesregierung auf, sich 
aktiv in diesen Gesetzgebungsprozess einzubringen. Ebenso befürworten wir das Vorhaben der 
Rundfunkkommission, die notwendigen medienrechtlichen Regelungen im sog. Digitalen 
Medienstaatsvertrag zu schaffen. Wir stehen umfassend für Dialog und Fachaustausch bereit. 

 

Fachliche Ansprechpartner: Kontakte für Medienanfragen: 
 

ARD: Dr. Susanne Pfab 
 susanne.pfab@ard-gs.de 
BDZV: Helmut Verdenhalven, 
verdenhalven@bdzv.de 
MVFP: Prof. Dr. Christoph Fiedler, 
christoph.fiedler@mvfp.de 
VAUNET: Dr. Christina Oelke, oelke@vau.net 
ZDF: Dr. Florian Kumb, kumb.f@zdf.de 

ARD: Pressestelle@ard.de 
BDZV: pasquay@bdzv.de 
MVFP: antje.jungmann@mvfp.de 
VAUNET: hs@schultz-kommunikation.com 
ZDF: pressedesk@zdf.de 
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